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Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats
an die Landessynode der Vereinigten Evang . Protestantischen Landeskirche Badens

im Herbst 1951 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

in

Die Landessynode haf als kirchliches Gesefz
beschlossen , was folgt :

81

Wer auf eine Gemeinde - oder landeskirchliche
Pfarrsfelle oder auf eine kirchliche oder sfàaatf -
liche Religionslehrerstelle , deren Inhaber eine
theologische Vorbildung bedarf , berufen werden
will , muß die nachsfehenden Voraussefzungen
erfüllen .

92
Der Bewerber muß

männlichen Geschlechfs sein ,
geistig gesund und an der Verwalfung der
Stelle durch körperliche Leiden nicht behin -
dert sein ,

a)

bj

der Landeskirche angehören oder bereit sein ,
ihr beizufrefen ,
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen
oder erwerben .

8 3

Der Bewerber muß weifer

à) im Besifze des Reifezeugnisses eines huma -
nistischen Gymnasiums sein ,
nach einem mindestfens siebensemestrigen
Studium an einer deufschen staaflichen Hoch -
schule die I. theol . Prüfung mif Erfolg abge -
legt haben ,

c) nach einem Weiteren , mindestens zwei -
semestrigen Studium àam Prakfisch - theologi -
schen Seminar in Heidelberg die II . theol .
Prüfung mit Erfolg abgelegt haben ,

b)

Die Voraussetzungen für die Erlangung eines geistlichen Amtesder Vereinigten Evang . - Protestantischen Landeskirche Badens betr .

d) ordiniert sein . Sofern er in einer anderen Lan -
deskirche ordiniert ist , muß er den Bekennt -
nisstand der Landeskirche anerkennen .

8 4

Inwieweit Frauen in kirchliche odler staat -
liche Amtsstellen , deren Bekleidung theol . Vor -
bildung erfordert , berufen Werden können , be⸗
stimmt sich nach kirchlichem Recht , insbesondere
dem Gesefz , die Vikarinnen betr . , vom 14. 3. 1944/4. 3. 1948 ( VBl . 1944 8. 10/148 S. 6 105

9 5

1. Der Erweiterte Evang . Oberkirchenràf wird
ermächfigt , durch Verordnung eine Studien - und

Prüfungsordnung zu erlassen . Dièse Studien - und
Prüfungsordnung haf im einzelnen die Voraus -
setzungen und Erfordernisse des theologischen
Studiums , die Bedingungen für die Zulassungund das Besfehen der beiden theologischen Prü -
fungen zu regeln und Anordnungen über die
Prakfisch - theologische Ausbildung , insbesondere
über die Einrichtung und den Besuch eines Kan -
didafen - Konvikts der Landeskirche zu treffen . In
diese Studien - und Prüfungsordnung sind auch
Bestimmungen darüber aufzunehmen , wie das
Reifezeugnis einer nichthumanisfischen Ansfalt
zu ergänzen ist ( 8 3 a) , inwieweif das Studium àn
nichtdeufschen und kirchlichen Hochschulen an -
erkannt wird (8 3 b) , und ob die erste theolo -
gische Prüfung nur vor der kirchlichen Prüfungs -
kommission oder auch àn einer theologischen
Fakultäf abgelegt werden kann .



2. Der Exweiferte Evang . Oberkirchenrat wird
ermächtigt , in ganz besonderen Ausnahmefällen
in Abweichung von den Bestimmungen der 88 2

und 3 Berufungen in ein geistliches Amtf vorzu -

nehmen .
9 6

Ein Theologe , der in einer anderen deutschen

oder ehemals deufschen Landeskirche die Be -

fähigung zum geistlichen Amt erworben hat ,

kann auf eine der in 8 1 aufgeführfen Stellen be -

rufen werden , wenn die allgemeinen Voraus -

setzungen des 8& 2 erfüllt sind und Vorbildung
und abgelegte Prüfungen den in diesem Gesefa

und der Studien - und Prüfungsordnung aufge -
stellten Erfordernisseen im wesenflichen enf -

sprechen .

Dieses Gesetz wird hiermif verkündet .

Karlsruhe , den 1951 .

Der Landesbischof :

Begründung .

Anläßlich der Neufassung der Prüfungsord -

nung wurde im Evang . Oberkirchenrat auch die

Frage aufgeworfen , worauf die Zuständigkeit
des Erweiferten Evang . Oberkirchenrats zur Er -

lassung einer solchen Prüfungsordnung beruht .

Die erste Prüfungsordnung vom 1. November

1872 VBl . S. 103 ff . ) ist durch Allerhöchste Ent -

schliehbung des Landesherrn als Landesbischof

erlassen worden , nachdem die Generalsynode
von 1871 die Grundsätze für eine neue kirchliche

Prüfungsordnung festgestellt hafte . Alle folgen -

den Prüfungsordnungen vom 6. Rpril 1887 VBl .
S. 39 fl . ) u. vom 11. Februar 100 “ ( VBl . S. 18 ff . ) sind

ebenfalls durch Allerhöchsfe landesherrliche

Verordnung auf Antrag des Evang . Oberkirchen -

rafs nach dessen Berafung mit dem General -

Synodalausschuß ergangen .

Nach Wegfall des landesherrlichen Kirchen -

regiments wurde die Prüfungsordnung vom

13. Juli 1921 ( VBl . S. 65 ff . ) und ebenso die Prü -

fungsordnung vom 18. März 1032 ( VBl . S. 31 ff . )
durch einfache Verordnung der damaligen

Kirchenregierung , d. h. heute des Erweiferfen

Evang . Oberkirchenrats , erlassen . Man istf dabei

Wohl von der Annahme ausgegangen , daß die

Kirchenregierung im wesenflichen die verfas -

sungsrechflichen Funktionen des Landesherrn als

Landesbischof wahrzunehmen haf und deshalb

auch , wie dieser es war , berechfigt ist , die Prũ -

fungsordnung zu erlassen . Die Prüfungsordnung
ist aber zweifellos eine Rechtsverordnung ,die von
dem Erweiferten Evang . Oberkirchenrat nur er -
lassen werden kann , wenn ein Gesetz , d . h . eine
von der Landessynode ordnungsmäßig beschlos -
sene Rechtsvorschrift den Erweiterten Evang .
Oberkirchenrat zum Erlaß der Prüfungsordnung
ermächtigt .

Der Landessynode ist in ihrer diesjährigen
Frühjahrstagung ein Gesetzesentwurf vorgelegen ,
der den 8 72 Kirchenverfassung ( KV) dahin -
gehend erweifert , dab der Erweiterte Evang .

Oberkirchenrat nicht nur zur Ordnung der

Dienst - und Besoldungsverhälfnisse der unstän -
digen Geisflichen wie bisher , sondern auch noch
zur Erlassung von Bestimmungen über die Zu -

( Studien - und Prüfungsordnung ) ermächtigt wird .

Bei den Berafungen im Rechtsausschuß der

Synode wurde geltend gemacht , daß die Lan-
dessynode eine solche Ermächtigung nur ertei -

len könne , wenn in dem zu erlassenden Gesetz

zugleich grundsäfzliche Bestimmungen enthalfen
sind , welche die Voraussetzungen zur Beklei -

dung eines geistlichen Amtes in der Landes -
kirche regeln , und es wurde , nachdem der Er -

Weiterte EVvang . Oberkirchenraf die Gesefzesvor -

lage zurückgezogen hafte , der Wunsch ausge -

sprochen , bei der Herbsttagung einen entspre -

chenden Gesefzesentwurf in Vorlage zu bringen .

Im Zusammenhang damit soll dann auch der
Landessynode der Entwurf der von dem Erwei -

terten Evang . Oberkirchenraf zu erlassenden
Studien - und Prüfungsordnung zur Kenntnis 99.

geben werden , damit die Landessynode die
Möglichkeit hat , Anregungen und Vorschläge
für die Ausgesfaltung dieser Verordnung im ein -

zelnen zu geben , die der Erweiterte Evang . Ober -

kirchenraf dann in geeigneter Weise verwenden

kann .

Diesem Wunsch ist mit dieser Vorlage ent -

sprochen . Im wesenflichen bedarf wWohl der Ge -

setzesentwurf keiner eingehenden Weiteren Er -

läuterung . Es sei kurz nur folgendes gesegt :

Zu 5 1: Als geistliche Stellen , zu deren Be-

kleidung die im Gesetz und in der aufgrund des

Gesetzes ergangenen Verordnung aufgestellten
Voraussetzungen erfüllt werden müssen , zählen
nicht nur die Gemeindepfarrstellen und die lan-
deskirchlichen Pfarrstellen , sondem auch die Re -

ligionslehrersfellen , die von theologisch Vorge:
bildefen bekleidef werden , gleichgülfig , ob diese

stellen rein kirchliche oder staafliche Stellen
sind .

Zu 8 2: Die hier verlangten Bedingungen

sind allgemeiner Art . Durch 8 2à ist auch die

Frage grundsätazlich enfschieden , ob Frauen in

gleichem Umfang auf geistliche Stellen berulen
werden können wie Männer in der Weiser da

grundsätzlich nur den letzteren der Zugang z2um
Pfarramt und auch zum Amt des Religionslehrers
often steht . Soweit Ausnahmen bestehen , müssef

lassung zu den beiden fheologischen Prüfungen sie durch kirchliches Recht besonders geregelt



sein und sind es bereifs durch das Gesefz , die
Vikarinnen betr . , vom 14. 3. 1944/4 . 3. 1948 , wor -

über §8 4, der mif 8 2 4 zusammenzuhalfen ist ,
Regelung getroffen hat . Dieses -Vikarinnengesetzist befristet bis zum Inkrafttreten der neuen Ver -
fassung erlassen . Bei der Prüfung , inwieweif
theologisch vorgebildete Frauen in einem geist -lichen Amt verwendet werden können , ist hier
schon , wie gesagt , eine gewisse grundsäfzliche
Vorentscheidung getroffen .

Daß nur solche Personen zu einem geistlichenAmt zugelassen werden können , die geisfig ge -sund und durch körperliche Leiden an der Ver -
waltung des geisflichen Amfes nicht behindertsind und die der Landeskirche angehören , isf
eine Selbstverständlichkeit , die àaber 2Weck -
mäbigerweise hier doch ausgesprochen werden
sollte ( 8 2 b) .

Soweit der Bewerber seinen Wohnsifz noch
außerhalb Badens haf und deshalb noch nicht
Mitglied der Landeskirche sein kann , ist seine
Bereitschaftserklärung zu dieser Mitgliedschaff
erforderlich ( Vergl . § 2 ch .

Da nach Arfikel V des Kirchenverfrags vom
14. November 1032 nur auf ein Pfarramf ein Geist -
licher berufen werden soll , der die deutsche
Staafsangehörigkeit besitzt , muß dies in 8 2 d
dusgesprochen werden .

Zu 8 3: Die Bestimmung in & 3 à ist auch des -
Wegen aufzunehmen , weil in dem genannfen
Artikel M des Kirchenvertrags als Voraussefzung
für die Bekleidung eines Pfarramfes ein zum Stu -
dium an einer deutfschen Universitäf berechfi -
gendes Reifezeugnis verlangt wird .

Im ò 3 b und cist die Grundstruktur der theo -
logischen Vorbildung umrissen und daàmif fest -
gelegt , daß es der Studien - und Prüfungsordnung
nicht freisteht , unter die hier vorgesehenen Min -
desfforderungen zurückzugehen . Außerdem isf
dies nach Arfikel V des erwähnfen Kirchenver -
trags insofern auch nichf möglich , als wiederum
hier besfimmt istf , daß zu einem Pfarramf nur zu -
gelassen wird , wer ein mindestfens dreijähriges
Philosoph . - theol . Studium àn einer deufschen
staaflichen Hochschule zurückgelegt haf . Im
Schlupᷣprotokoll zu Arfikel Vist gesagt , daß das
an einer österreichischen Universifät oder an
den Universifäten zu Basel , Zürich und Bern zu -
rückgelegte Studium demjenigen an einer deut -
schen Universifäft gleichzuachfen ist . Als der
Kirchenvertrag abgeschlossen Wurde , stand die
Bildung und Ausgestaltung kirchlicher Hoch -

3

Hochschulen in der Wissenschafflichen Ausbil -
dung der Theologen eine beachfliche Stellungein , sodaß damif 2zu rechnen isf , daß eine nicht
geringe Anzahl junger Theologen auch an Sol-chen kirchlichen Hochschulen studieren wird .Ihrer Zulessung zum Pfarramt dürften keine
Schwierigkeifen begegnen , denn in Arfikel V
Absafz 3 des Kirchenvertrags ist bestfimmt , daßbei kirchlichem und staaflichem Einverständnis
von den in diesem Artikel genannfen Erforder -
nissen abgesehen werden kann .

Es kann niemand ein geistliches Amf beklei -
den , der nichf ordiniert ist . Da die Ordinafion
nicht wiederholbar ist , muß ein in einer außer -
badischen Kirche Ordinierfer das bei der Ordi -
nafion auch abzugebende Versprechen , Gottes
Wort dem evangelischen Glauben und dem Be -
kenntnisstand der Landeskirche gemäß zu ver -
künden , nachholen . Dies siehf 8 3 d vor .

Zu 8 à ist das Erforderliche in den Ausführun⸗
gen zu 8 1 gesagt .

§8 5 erhält nun die eigentliche Ermãchfigungfür den Erweiferfen Evang . Oberkirchenraf zum
Erlaß der Studien - und Prüfungsordnung . Dabei
ist in einer Weise die Zuständigkeit umgrenat ,die dem Erweiferfen Evang . Oberkirchenraf den
nötigen Spielraum in der Ausgesfaltung der ein -
zelnen Bestimmungen läßt . Aus dem beigefüg -ten Entwurf dieser Studien - und Prüfungsord -
nung ist im einzelnen zu ersehen , wie der Er -
weiterte Evang . Oberkirchenraf gedenkt , von
der Ermächfigung Gebrauch zu machen .

Wenn das hier vorgesehene Gesetz in Kraft
tritt , wird es nicht mehr möglich sein , Personen ,
die nicht die theologische Universitäfsvorbil -
dung haben , in ein geisfliches Amf zu berufen .Der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat ist der
Auffassung , daß an diesem Grundsafz festgehal -
ten werden soll , daß es aber doch ganz beson -
ders gelagerte Fälle geben kann , in denen es
der Kirchenleifung freistehen sollfe , geistlich be -
sonders qualifizierte Persönlichkeifen , die eine
gute Vorbildung haben und durch ihre bisherige
Tätigkeit die Gewähr bieten , den Anforderungen
des geistlichen Amfs gewachsen zu sein , in ein
solches Amt zu berufen .

Zu 8 6: Schließlich mußbte noch des Falles ge -
dachf werden , unter welchen Voraussefzungen
Theologen , die im Bereich anderer Landeskirchen
ihre Vorbildung empfangen und dort Prüfungen
abgelegt haben , auch im Diensf unsèerer Landes -

schulen noch im Anfang . Heufe nehmen diese kirche verwendef werden können .





Anlage lI .

Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats
an die Landessynode der Vereinigten Evang. Protestantischen Landeskirche Badens

im Herbst 1951 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

Die Abänderung des Gesetzes , die Zurruhesetzun
der Geistlichen betr .

Die Landessynode haf als kirchliches Gesefz
beschlossen , was folgt :

8 1

In § 2 des Gesefzes , die Zurruhesefzung unddlie Ruhesfandsbezüge der Geistlichen betr . , inder Fassung der Bekanntmachung vom 25 . Mai1928 ( VBl . S. 31 fl . ) mit Verschiedenen Abände -
rungen wird als Ziffer 4 eingeschalfef :

Wenn er in seiner Gemeinde eine ersprieß -liche Täfigkeif nichf ausübf und auch nichi
2u ésrwarfen ist , daß er in einer anderen Ge -
meinde ersprießlich wirken wird .

Der bisherige Abschniff Ziff . 4 wird Ziff . 5.

9 2
In 8 3 des oben genannfen Gesefzes , die Zur -

ruhesefzung und die Ruhesfandsbezüge der
Geistlichen befr . , wird in Absafz 1 nach dem
Wort „ gewähren “ und vor dem lefzten Safz ein -
gefügt :

9 und die Ruhestandsbezüge

Außerdem soll der zusfändige Dekan vorherunter Hinzuziehung von 2 anderen Pfarrerneine Aussprache mit dem betr . Pfarrer gehabfund darüber dem Erweiferfen Evang . Ober -kirchenraf berichfef haben .
8 3

J. In dem oben genannten Gesefz , die Zur -ruhesefzung und die Ruhestandsbezüge derGeistlichen beir . , in dem Gesetz , die Diensfbe -
züge der Geistlichen beir . , und in dem Gesefz ,die Hinterbliebenenversorgung der Geisflichen
betr . , wird jeweils das Wort „Kirchenregierung “durch die Worte „Erweiterter Evang . Ober⸗kirchenrat “ ersefzt .

2. Der Evang . Oberkirchenraf wird ermäch -tigt , die in Absdtz 1 aufgeführten Gesefze in der
jetzt geltenden Fassung zu Veröffenflichen .

Dieses Gesetz wird hiermit verkündef .
Karlsruhe , den 1951 .

Der Landesbischof :

Begründung .

Nach 58 3 des Gesetzes , die Rechfsverhälfnisse
der Geistlichen der Landeskirche betr . Dienst -
gesetz ) , und nach § 68 der Kirchenverfassung
KW ist die Ernennung eines Pfarrers auf eine
Pfarrei unwiderruflich . Diese Unwiderruflichkeit

kommt allerdings nur dem Gemeindepfarrer zu .Der sogenannfe landeskirchliche Pfarrer , der auf
eine landeskirchliche Pfarrsfelle (8S 69 KVY be -
rufen wird , ist frei versetzbar . Dies ist durch eine
Bekannimachung des Evang . Oberkirchenrafs
Vom 9. 3. 1922 ( VBl. S. 32) als die Auffassung der
Landessynode festgestellt worden .



Ebenso sind frei versefzbar theologisch vorge -

bildefe Religionslehrer , die nach dem geltenden

kirchlichen Rechf wie Beamtfe behandelf werden .

Die Abberufung eines Gemeindepfarrers ent -

gegen der erwähnten Besfimmung des 8 3 des

Dienstgesetzes , des 8 68 KVund entgegen seinem

Willen kann erfolgen entweder

1. wenn er das 65 . Lebensjahr zurückgelegt
hat ,

2. Wenn er infolge körperlicher Gebrechen
oder wegen Schwäche seiner körperlichen
oder geistfigen Kräfte zur Erfüllung seiner

Amtspflichten unfähig geworden ist ,
3. Wwenn er mif seiner Gemeinde derarf zer -

A aufgrund eines besonderen Verwalfungs -

Verfahrens ,

B aufgrund eines Erkenntnisses des Diszipli -

nargerichts .

A. Die rechflichen Unferlagen für die Durch -

führung des Verwalfungsverfahrens sind fol -

gendse :

9 68 Satz 2 KV :

„ Nur aus dringenden Rücksichfen des Dienstes
darf die Kirchenregierung einen Pfarrer ohne
sein Ansuchen versefzen . “

§ 3 Abs . 2 des Diensfgesefzes :

„ Die Versetzung eines Pfarrers ist ohne sein

Ansuchen , abgesehen vom Dienststrafweg ( 8 8
dieses Gesefzes ) , nur aus dringenden Rück -
sichten des Diensfes zulässig . Solche dringen -
den Rücksichten des Dienstes liegen u. aà.
auch dann vor , Wwenn eine Veränderung in
der Organisafion der Pfarreien oder ihrer Be -
zirke die zeifweilige Nichtbesetzung einer
bisherigen Stelle erforderlich machf . Erfolgt
die Versetzung eines Pfarrers infolge eines
Umstandes , den er zu vertreten haf , so kön -
nen ihm die Umzugskosten ganz oder teil -
weise zur Last gelegt werden . Der Anspruch
auf das gesefzliche Diensteinkommen bleibt
unberührt . “

Bei dem Verfahren der Versefzung aus dienst -
lichen Gründen ist zu beachten & 5 des Dienst -
gesefzes :

„ Ueber das Vorliegen der Voraussefzungen
des § 3 Abs . 2 und seine Anwendung ent -
scheidef die Kirchenregierung endgültig . Die
Entscheidung der Kirchenregierung isf bin -
dend auch für das in einem etwa nachfolgen -
den Dienststrafverfahren fäfig werdende
Dienstgericht . Vor der Entscheidung ist dem
Pfarrer — auf Verlangen mündliches — Ge -
hör zu gewähren . Auch ist er befugt , einen
Vertreter gemäß 8 16 dieses Gesefzèes zu be -
stellen . Die Entscheidung selbst ist mit Grün⸗
den zu versehen und ihm zuzustellen . “
Nicht nur die Versefzung auf ein anderes Amt

wider Willen , sondern auch die Zurruhesetzung
eines Pfarrers wider seinen Willen sfellf eine
Abberufung von dem Amt dar . Hier ist von ein -
schlägiger Bedeufung 8 2 des Ruhesfandsge -
setzes , den wir vollständig wiedergeben :

„ Ohne sein Ansuchen kann ein Pfarrer , abge -
sehen vom Dienstsfraweg , in den Ruhesfand
Versetzt werden ,

fallen ist , daß seine Wirksamkeif auch in
einer anderen Gemeinde nicht mehr mög -
lich oder dem landeskirchlichen Interesse
zuwider ist ,

4. Wenn er sich weigerf , der gemäß 8 3 des

Dienstgesetzes vom 24 . März 1920 in der

Fassung des Gesefzes vom 7. März 1922

( VBl . S. 30 ) gegen ihn ausgesprochenen
Versetzung Folge zu leisten . “

Dazu kommt die Verfahrensvorschrift im 8 3
des Ruhesfandsgesetzes :

„ Ueber das Vorliegen der Voraussetzungen
der 88 1 und 2 und ihre Anwendung ent -

scheidef die Kirchenregierung endgülfig . Zu

einer Entscheidung in den Fällen des 8 2 isf

eine Mehrheift von “ der Stimmen erforder -

lich . Die Entscheidung der Kirchenregierung
ist bindend auch für das in einem etwa nach -

folgenden Dienstsfrafverfahren ſäfig Wer⸗

dende Dienstgericht . Vor der Entscheidung
ist dem Pfarrer — auf Verlangen mündliches
— Gséhör zu gewähren . Die Entscheidung
selbst ist mit Gründen zu versehen und ihm

zuzustellen .

Ein gemäß u 88 1 und 2 in den Ruhesfand ver -

setzter Pfarrer behälf seine Amtsbezeichnung

sowie die Befähigung zur Vornahme geist -
licher Amtshandlungen . “

B. Ein Pfarrer kann von seiner Stelle enffernt

wWwerden durch Erkenntnis des Disziplinargerichſs,
Wenn er sich eines Dienstvergehens schuldig
machf . Ein Dienstvergehen liegt vor , Wenn ein

Pfarrer schuldhaff Pflichten verlefat , die sich aus

seiner Amtsstellung ergeben . Solche Pflichten
sind die unmittelbaren Dienstpflichten , die

Pflicht , sich in und außer dem Dienst des Ver-
trauens und der Achtung würdig zu zeigen , die

seinem Amt entgegengebracht werden (8 1 der
Disziplinarordnung der DEK vom 13. 4. 1959 in

der Fassung des 8 5 Ziffer 1 der VO des Rafs der

EKD vom 2. 5. 1946 , VBl . S. 20 ) . Der Strafenkatalog
sieht in 8 5 nicht die Versetzung auf eine andere

Stelle , sondern nur die Enffemung aus dem Ami

oder die Enifernung aus dem Dienst vor . Durch
die Enffernung aus dem Amtf erlangt nach 0 9

der Bestraffe die rechfliche Stellung eines Geist -
lichen im Warfestand . Jedoch eérhälf er äls

Warfegeld höchstens vier Fünftel des Betrages ,
der ihm sonstf bei der Versetzung in den Warte .
stand zustehen würde , und die Zeit , die er auf

Grund der Enffernung aus dem Amf im Warte⸗
stand verbringt , wird auf seine ruhegehaltsfähige
Dienstzeit nicht angerechnet . Die Enffernung àus

dem Dienst haf zur Folge , daß der Bestrafte auch



3den Anspruch auf sämfliche Dienstbezüge undauf Versorgung sowie die Befugnis , die Amtfsbe -zeichnung au führen , verliert .

gelegt Werden soll , siehf in § 6 eine ähnliche Be -stimmung Vor .
Bei der Vorberatung ist die Frage aufgewor -fen Worden , ob der Begriff der „ nichf ersprieß -II. lichen Tätigkeit “ hinlänglich bestimmt ist , s0 -Adaß die Gefahr einer mißbräuchlichen Anwen⸗dung des Gesefzes nichf besteht . Nicht ersprieß -lich wirkt , Wer trotz immer wieder getätigter Ver -suche und Hülfen und Mahnungen der Amts -

einem Wechsel in der Person des Pfarrers ge - brüder , des Dekans und Kreisdekans und der
recht zu werden . Abgesehen vom Fall eines Kirchenleifung nicht in der Lage ist , den Auf⸗
dienststrafrechflich zu verfolgenden Vergehens , trag als Diener Jesu Christi So zu erfüllen , Wie
der hier ausscheiden kann , konnte eine 2ur Her - dies ein gewissenhaffer im Umgang mit dem
slellung der Ordn ung erforderliche Abberufung Wort und im Gebef lebender Pfarrer mit ange -
von einer bestimmfen Dienststelle nur erfolgenmeéssenen geistigen Kräften zu tun in der Lage
entweder durch eine Versetzung im dienstlichen ist . Es wird also ein nach diesem Gesefzesent -
Interesse , oder wenn der Pfarrer mit der Ge - Wurf einzuleitendes Verfahren immer erst àm
meinde so zerfallen War , daß seine Wirksamkeif Ende längerer Bemühungen stehen , der Ge -
auch in einer anderen Gemeinde nicht mehrmeinde und dem Pfarrer zu helfen , lebendigeö

Die unter Jaufgeführfen 9gesefzlichen Besfim -
mungen mußten bisher genügen , um dem ineiner Gemeinde auftrefenden Bedürfnis nach

möglich oder d landeskirchlichen Inferèesse Glieder der Kirche 2u Werden , wenn diese Be -
zuwider war , dur eine Zurruhesetzung des mühungen schließlich erfolglos sind , weil es dem
Pfarrers . Nichf berücksichtigt in unseèrer kirch - Pfarrer nun einmal nicht gegeben isf . Hier er -
lichen Gesetzgebung ist aber der Fall , in [ heischf es einfach die Verantwortung für die
wWelchem von einem Zertallensein des Pfarrers Durchführung des Auftrages der Kirche , daß in
mit seiner Gemeinde deshalb nichi gesprochen einer solchen Gemeinde nachWerden kann , weil in der Gemeinde das kirch - ⸗ Pfarrers mit neuen Kräffen eineliche Leben erloschen , der Pfarrer aber nach sucht wird .seinem ganzen Wesen nichf in der Lage isf , in

III.der Gemeinde ein Neues Zzu wirken , und vonihm auch nicht SrWärfet werden kann , daß er Obwohl das 1 5N 8
j ̃ ; anderen Gemeinde dies fun wWird . den Erweiterfen Evang . Oberkircl enraf die Fest -88 —

bestehen kei . stellung getroffen wird , daß der in Frage kom -
Wischen Pfarrer un emeir shen kei-

3
R

nerlei Spannungen oder Zerwürfnisse , weil eine 3 5 4 0 118solchs Gemeinde nichts fordert und zufrieden anderen 3 35 Pi Rest 458
ist , wenn der Pfarrer sie in Ruhe läßt , und ande - 5 80 Reihe 3der Plarrer nach seéem ganzen Habitus

stimmungen zum Schutze des Pfarrers enthält ,
nicht fähig — und auch keine eeen wäar der Kleine Verfassungsausschuß doch der
macht, diese Gemeinde aus em 80l 5

Auffassung , daß hier noch eine Vorschrift ein -
zubauen sei , die bezweckt , in dem Verfahren

Atrer zu bedenken , könnte nichf ver - 38 5
15705

nR
e eeene ,

Pernte Jema6r Wrclleheee 86 die Finsicht des Plarrers Worte 5 lassen . dler Dekan kennt
ie aber nicht i

gefroffen wird . Diese
1 77. J. 8

Tücke soll der ieende Gesefzesentwurf 5 3 dein e ieVerzäunen , der in dem Kleinen Verfesstungssus . r de Semolüd
des Euh

8 8
Pfarrers . Die Bestimmung in 8 2 des ntwurfs sie

Schuß beraten wurde mit dem Ziele der Vorlage
vor , daß der Dekan unfer Verwendung dieser Er -

an die Landessynode .
fahrungen zusammen mit 2 anderen Pfarrern desDabei wurde auch die Rechtslage in anderen Bezirks eine Aussprache mif dem

im VerfahrenLandeskirchen zu Rate gezogen . Eine ähnliche befangenen Pfarrer haben soll, UEBestimmung , wie sie in der Gesetzesvorlage vor - teil darüber au hilden , o hier 1 8 1
Jesehen isf , findef sich in der Pfälzischen Lan - ruhesetzung erforderlich ist

b1 leichf
5

deskirche § 41 Abs . 2, Ziff . 3 EV , in der Würt⸗ andere Weise den 15 entemb . Landeskirche in § 1der Verordnung über kann . Für den Erweiterten 31 ber 8 85
die Versetzung von Geistlichen in ein anderes raf wird der Berichf über ie 1 2

—
Amt und in den Wartestand vom 10. 7. 1942 , in das Gutachten des Dekans ein

955
voder Bayr . Landeskirche im Pfarrgeseſz vom 27 . 4 . frag sein , weil der Erweiterte vang . oer-j

iꝛ iꝛ 5 den konkrefen Verhält⸗

1939 § 48 Abs . 1, Zift . 2, in der Evang . Kirche kirchenrat naturgemãlvon Hessen und Nassau im Kirchengesetz vom nissen ferner steht .
KI5 1949 § 2 Abs . 2, in der

88 Landes -
8575irche in der Verordnung über die Versefzung

1757
eines Geistlichen vom 1942 8 3. Ein Menn in dem — 15 1 5amburg. Gesefzesentwurf , der der Synode vor - fdie Bezeichnung „ Erweiterter

Beseifigung des

Besserung ver -



4

kirchenrat “ verwendet wird und verwendet wer⸗

den muß , dann erscheinf es angezeigt , in dem

ganzen Gesetz und in den in innerem Zusammen -

hang mit diesem Geseiz stehenden Gesefzen

über die Diensfbezüge bzw . über die Hinfer -

pliebenenversorgung der Geisilichen die bis 1933

übliche Benennung dieses Organs „ Kirchen -
regierung “ allenthalben , Wo sie in diesen Ge -

setzen vorkommt , in „ Erweiterter Evang . Ober⸗

kirchenrat “ umzuändern .

Da die drei genannten Gesetze seif ihrer

letzten Bekanntigabe ( VBl. 1928 S. 29 ff. ) vielfäl -

tige Abänderungen erfahren haben , isf es an -

gezeigt , den jefzt geltenden Text neu zu ver -

öffentlichen .



Anlage III .

Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats
an die Landessynode der Vereinigten Evang . protestantischen Landeskirche Badens

im Herbst 1931 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

Die Besoldungsverhältnisse der kirchlichen Bediensteten betr .

Die Landessynode hat als kirchliches Gesefzbeschlossen , was folgt :
Arfikel 1 Artikel 2

815 Landessynode haf gemäß 5 120 Abs . 2 KV Das vorläufige kirchliche Gesetz wird hiermifdem vom Erweiferten Evang . Oberkirchenrat er - als endgültig verkündet .lassenen Vorläufigen kirchlichen Geseſz ,
die Besoldungsverhälfnisse der kirchlichen Karlsruhe , den

1951 .Bediensteten betr . , vom 19. Juli 1951 (VBl .S. 45)
Der Landesbischof :

zugestimmt .

Gesetzestext :

Die Besoldungsverhälinisse der kirchlichen Be - Dieser befrägt bei einem Grundgehaltdienstefen befr .
( Srundvergütung9 ) bis zu

Der Erweiferte Evang . Oberkirchenratf haf ge - 154 . 9 DM monaflich 24 . — DM ,mäß § 120 KV als Vorläufiges kirchliches Gesefz Von 155 . — bis 174 . 99 DM monaflich 21 . — DM,eschlossen , was folgt : von 175 . bis 189 . 99 DMmonaflich 17 . — DM ,
Von 190 . bis 204. 99 DPM monaflich 14 . — DM ,8 1 Von 205 . bis 214 . 99 DPM monaflich 11 . — DM ,1. Die ständigen und unständigen Geistlichen von 215 . — bis 229 . 99 DM monatlich 6.— DM .

sowie die planmähigen und außerplanmähi - 3
gen Beamten erhalten für die Zeit vom I. 7.
1951 ab zu ihrem Grundgehalf ( Grundver -
gütung ) sowie zu den ruhéegehalfsfähigen
Stellenzulagen eine nichi ruhegehalfsfähige angerechnet . Dagegen wird die den BeamfenZulage von 15 v. H. bisher gewährfe Teuerungszulage von monat -Außer den Zulagen gemäß Absafz 1 wird ein lich 20 . — DM in den Ortsklassen Sonder -nicht ruhegehalfsfähiger besonderer Zuschlag klasse , A und B und von monatlich 17 . — DM
gewähnrt . in den Ortsklassen C und D weitergezahlt .

Auf die Leistungen von Absafz 1 und 2 wird
die aufgrund der Bekanntmachung vom 17.
3. 1951 ( VBI . S. 17) bisher gewährfe allge -
meine Sonderzulage von monaflich 20 . — PM



92

1. Die Angestellien erhalten für die Zeit vom

1. 7. 1951 ab zu ihrer Grundvergütung eine

Zulage von 20 v. H.

2. Auber der Zulage gemäß Absafz 1 wird den

Angestellten bis auf weiferes eine Sonderzu -

lage nach den aus der Vollzugsordnung er -

sichflichen Tabellen gewährtf .

3. Für die Angestellten fallen ab 1. Juli 1951

Weg :

a) Die aufgrund der Bekanntmachung vom

17. 3. 1951 ( VBI . S. 17) seither gewährfe

allgemeine Sonderzulage von monaflich
20 . — DM ,

b ) die bisher gezahlte Ueberbrückungshilfe

von monaflich 20 . — DM in den Ortsklas -

sen Sonderklasse , A und B und von mo -

naflich 17 . — DMin den Ortsklassen C

und D.

98

Die Versorgungsempfänger Empfänger von

Ruhegehalt , Witwen - und Waisengeld ) erhalten

für die Zeif vom 1. 7. 1951 ab zu ihren Versor -

gungsbezügen eine Zulage , die im Ergebnis der

Zulage nach & 1 Absafz 1 des Gesetzes entspricht .

Diese Zulage beträgt für das Ruhegehalf und

das Witwengeld mindestens 20 . — DM monatlich .

8 4

Der Evang . Oberkirchenrat wird mit dem

Vollzug des Gesefzes beauftragt .

Dieses Gesetz wird hiermif verkündet .

Karlsruhe , den 19. Juli 1951 .

Der Landesbischof :

D. Bender .

Begründung .

Die seit der Währungsreform einsefzende

Teuerung hat zur Folge gehabt , daßb in Staat ,

Gemeinde und Wirtschaft die Gehälter und

Löhne Erhöhungen erfahren haben . Auch die

Landeskirche konnfe sich den sachlich berech -

tigten Ansprüchen auf Aufbesserung des Ein -

kommens ihrer Bedienstetfen nichf entziehen .

Allerdings war es ihr infolge der mihblichen

finanziellen Lage , in der sie sich befand und

noch befindet , nicht möglich , mit den Gehalts -

und Lohnerhöhungen auperkirchlicher öffenf -

licher Arbeitgeber Schrift zu halten . Es wird gut

sein , sich einen Ueberblick zu verschaffen über

die Erhöhung der Löhne und Gehaltsbezüge ,
Wie sie beim Staaf einerseifs und wie sie bei der

Landeskirche andererseits durchgeführf worden

sind .

Die Brüning ' sche Kürzung von 6 % Wurde bei

den staaflichen Angestellten mit Wirkung vom

1. 2. 1949 für die Gruppen X bis VTO . RA ganz auf -

gehoben und für die Gruppe IV TO .A um 3 7

gesenkt . Vom 1. 4. 1949 an erfolgte dann der

völlige Wegfall dieser Kürzung . Für die akfiven

staaflichen Beamfen und die Versorgungsemp - ⸗

fänger wurde diese 6ige Kürzung mit Wirkung
vom 1. 6. 1049 aufgehoben . Bei der Landeskirche

War es erst möglich , mit Wirkung vom 1. 10. 1950

diese ige Kürzung bei allen Gehalts - und

Lohnempfängern in Wegfall zu bringen .

Vom 1. 2. 1949 an erhielten beim Staaf die Be -
amten der Gruppen A 11 bis A 5 A der Reichs -

besoldungsordnung und die Angesfellfen der

Gruppen X bis VI TO .A eine monafliche Ueber -

brückungshilfe von 20 . — DM in Ortsklasse S, R
und B und 17 . — DM ein Ortsklasse C und D. Der

taaf haf mift Wirkung vom 1. 6. 1949 für die Be -
amten ansfelle dieser Ueberbrückungshilfe eine

Teuerungszulage gewährt von monatlich 20 . —

DM in Ortsklasse S, A und B und von 17 . — DM

in Ortsklasse C und D, wenn das Grundgehaltf
monaflich nichf mehr als 350 . — DM beträgt . Be -

trägt es mehr als 350 . — DM , aber weniger als

370 . DM bzw . 367 . — DM monatlich , so wird auf

diese Befräge aufbezahlf . Diese Ueberbrückungs -
hilfe bzw . Teuerungszulage bei Beamfen haben

die Beamten und Angestellten der Landeskirche

erst ab 1. 10. 140 erhalfen .

Die Geisflichen , die in der Anfangsbesoldung
auch Bezüge bis zu 350 DM haben , haben eine

Aufbesserung nicht erhalfen .

Weiterhin haben die Beamfen und Angestell -
ten des Staafes vom 1. 10. 1050 an eine Sonder -

zulage von monaflich 20 . — DMerhalfen , wenn

ihr Grundgehalt ( Grundvergütung ) nicht mehr

als 350 . — DM monaflich beträgt . Befrägt das

Grundgehalt ( Grundvergüfung ) einschließlich

Teuerungszulage ( Ueberbrückungshilfe ) wWweniger
als 300 . — DM bzw . 387 . — DM , so wird der Unter -

schied bis zu diesen Beträgen aufbezahlt . In der

Landeskirche haben die Beamfen und Angestell -
ten diese Sonderzulage ebenfalls ab 1. 10. 1950

erhalten , die Geisflichen dagegen nicht .

Mit Wirkung vom 1. 2. 1951 haben alle Be -

amfen und alle Angestellten des Staafes diese

Sonderzulage von monaflich 20 . — DM erhalten .
Diese gleiche Verbesserung haf die Landeskirche
den Geisflichen , Beamten und Angestellten vom

gleichen Tage an ebenfalls zugewendet .

Auf Grund weiterer fariflicher Vereinbarung
erhalten die Angestellten beim Staaf vom I1. 4.

1951 an eine Zulage von 20 % der Grundver -

gütung zuzüglich einer gesfaffelten Sonderzu ,

lage bis zu einer Grundvergütung von 301 . 90 PR



von monaflich 34 . — DM bis 3 . — DM . Die seit -
herige Ueberbrückungshilfe und dlie seitherige
Sonderzulage fallen Weg . Für die landeskirch -
lichen Angestellten isf diese Verbesserung ihrer
Bezüge mit dem hier vorliegenden Gesefz vom
I. 7. 1951 an eingeführf worden .

Der Minisferrat Wöürttemberg - Baden hat durch
Beschluß vom 2. April 1951 , dem der Landtag in
der Sitzung vom 11. April 1951 zugestimmt hat ,
festgelegt , Vorschüsse auszuzahlen dergestalt ,daßb die Beamfen zum Grundgehalf und der
ruhegehalfsfähigen Stellenzulage eine nicht⸗
ruhegehaltsfähige Zulage in Höhe in l
halten und zwar mit Wirkung vom 1. April 1951 .
Dazu kommt für die Beamtfen mii einem Grund -
gehalt bis monatlich 229 . 99 DM ein gestfaffelferbesonderer Zuschlag von monaflich 24 . DM bis
6 . — DM je nach der Höhe des Grundgehealts .Diese Verbesserung der Bezüge isf für die Geist -
lichen und Beamfen der Landeskirche in 8 1 des
Gesetzes mit Wirkung vom . 1. 7. 1951 zur Durch -
führung gebracht .

Bei den Veihandlungen im Landfag ist an -
geregt worden , die Vergünstigungen auch den
Ruhestandsbeamfen und Wifwen zukommen z2u
lassen . Der Landfag haf einem Beschluß des
Ministerrats vom 21 . Mai seine Zustimmung ge -
geben , nach welchem ab 1. 5. 1951 Ruhegehaltfs -
empfänger , Witwen - und Waisengeldempfänger
mit Versorgungsbezügen bis zu 350 . — DM mo -
naflich eine Teuerungszulage von monaflich
20 . — DM erhalfen . Befrägf das Versorgungsge -
halt mehr als 350 . — DM ,ͤ aber Weniger als 370 . —
DM, so wird der Unterschiedsbefrag bezahlt . Bei
Berechnung der Teuerungszulage werden Wit —
wWen- und Waisengeld zusammengerechnet .

Der Oberkirchenraf isft der Auffassung , daß
es nicht angängig ist , bei der wirtschafflich un⸗
erläßlichen Erhöhung der Bezüge der akfiven
Bediensteten die Ruhestandsbediensfefen unddie Witwen auszulassen oder sie àuch nur , Wie
dies der Staaf bisher fuf , mit der geringen Zu -
wendung von monaflich 20 . — DM zu bedenken ,

3

aus dem Wohnungsgeld der Ortsklasse B Ein -kommensanschlag) . Die Versorgungsberechtig -ten würden also eine höhere Aufbesserung er -fahren , wenn in § 5 ebenfälls eine 159 ige Er -
höhung ausdrücklich angeordnet wäre . Hiermußte vielmehr gesagt werden , daß diese Ver -
sorgungsberechfigten eine Zulage erhalten , dieim Ergebnis der Zulage nach § 1 Abs . 1 des Ge-setzes entsprichf . Die ziffernmäbige Erhõöhungbeträgt hier 13 &J.

Soweit wir bisher in Erfahrung bringen konn -
ten , hat der Minisferraf in Stuttgart vorbehalflichder Genehmigung des Landfags beschlossen , mit
Wirkung vom 1. 8. 1951 die bisherige 15 %ige Zu -
lage auf 20 % festzulegen , wobei die Teuerungs -zulage von 20 . — DM Dzw . 17 . — DM ſangerechnefWerden soll . Dabei isf auch in Erwãgung ge⸗
zogen , die Versorgungsbezüge um 12 7% zu 8höhen und die seitherige Teuerungszulage von20 . — DM in Anrechnung 2zu bringen . Der Mi -
nisterraf scheint hinsichflich der Versorgungsbe -
züge nun den gleichen Weg gehen 2u Wollen ,den das kirchliche Gesefz schon seitf 1. Juli vor -
gezeichnet hat . Bis zur Stunde sind aber Zahlun -
gen auf Grund des erwähnfen Beschlusses des
Ministerrats noch nichi geleisfet , da die Land -
tagsgenehmigung aussteht . Nachdem àber im
Bund für dessen Beamte eine 20 ) g9e Erhöhung
Vorgesehen isf und , wie oben dargelegt , die An -
gestellten auch eine 20ige Erhöhung erhalfen ,
wird es wohl auch im Land Wöürttemberg - Baden
schliehlich zu einer solchen 20%i gen Erhöhung
kommen . Ob die Landeskirche den Sprung von
15 7 auf 20 mitmachen kann , wird ersf 2u Prũ -fen sein .

Die durch das Gesetz eingeführte Erhöhung
Verursachf einen Aufwand von rund 1 Million .
Es darf hier nicht verschwiegen werden , daß
im Oberkirchenraf und Erweiferten Evang . Ober⸗
kirchenraf erhebliche Bedenken vorgebracht
worden sind , ob es der Landeskirche mög -
lich ist , diesen weiteren Aufwand zu tragen .
Wenn die Mehrheif sich für diesen Gesefzent ,

nachdem diese Klassen von Bezugsberechtigtenbei allen bisher erfolgten Erhöhungen eine
Besserstellung nicht erfahren haben . Der Ober -
kirchenrat glaubt , daß die durch die Teuerung
wirtschafflich berechtfigte 15 %ige Erhöhung des
Grundgehalts bei den Geisflichen , Beamfen usw .
auch bei den Ruhestandspfarrern , Beamten und
den Witwen einfrefen müsse . Der Erweiterte
Evang . Oberkirchenrat isf dieser Auffassung bei -
getrefen .

§ 3 des Gesetzes enthälf die entsprechende
Anordnung . Während bei den aktiven Geist -
lichen und Beamfen der 157ige Zuschlag er -
rechneft wird nur aus dem Grundgehalt und
einer etwaigen Stellenzulage , wird bei den Ver -

sorgungsberechfigten die Zulage gewährt zu den

wurf ausgesprochen haf , so war dabei auch von
Bedeutung , daß eine Reihe von Beamten , die
sog . früheren Gemeinschaftsbeamten , und eine
große Anzahl der Angestellten auf Grund der
Verträge , die seinerzeif mit ihnen abgeschlossen
sind , einen Rechtsanspruch auf Gleichsfellung
mit den staaflichen Beamten und Angesfellten
behaupten und der Oberkirchenraf es auf eine
Auseinandersetzung nach dieser Seife hin nicht
ankommen lassen möchfe . Nichf zulefzt aber War
für den Oberkirchenraf doch auch besfimmend
— und darin war er sich einig —, daß Pfarrer ,

Beamte und Angestellte die hier vorgesehene
Erhöhung durchaus benötigen .

Schlieplich sei noch darauf hingewiesen , daß
der Staat den 15igen Zuschlag zum Grundge -
halt nur als Vorschuf ) zur Auszahlung bringt ,gesamten Versorgungsbezügen , die sich 5kanntlich nichf nur errechnen aus dem 3

5gehalt und der Stellenzulage , sondern auch noc

während er im Entwurf als endgülfige Leistung
Vorgesehen ist .





Anlage IV

Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenräts
an die Landessynode der Vereinigten EVang . Protestantischen Landeskirche Badens

im Herbst 1951 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

Die Zusatzversicherung der Angestellten der Vereinigten Evang . - protestantischen
Landeskirche

Die Landessynode haf als kirchliches Gesef :
beschlossen , was folgt :

8 1
1. Um den Angestellten der Vereinigten

Evang . - prot . Landeskirche Badens eine zusädfz -
liche Alfers - und Hinterbliebenenversorgung au
ermöglichen , wird der Evang . Oberkirchenrät er -
mächtfigt , mit Wirkung vom 1. November 1051 in
sinngemäßer Anwendung des 8 16 der allgemei -
nen Tarifordnung für Gefolgschaftsmitglieder im
öffentlichen Dienst ( ATO) mit der Versorgungs -
ansfalt des Bundes und der Länder ( VBIL) , zur
Zeit in Amberg , eine Vereinbarung abzu -
schließen , wonach alle diejenigen Angesfellfen
der Vereinigten Evang . - prot . Landeskirche Ba -
dens , die nach Mahgabe der Satzung der VBL .
Versichert werden können , in den Genuß der
sdfzungsgemäßben Zusatzrente kommen .

2. Von den für die Erlangung dieser Renfe zu
leistenden Beiträgen frägt die Landeskirche zwei
Drittel , der Angestellte ein Drittel , das bei Zah -
lung der Bezüge in Abzug kommf .

9 2
Für infolge Erreichung der Alfersgrenze oder

Arbeitsunfähigkeit ausgeschiedene Angestellfe ,
für Hinterbliebene von Angestfellten sowie für
die im Dienst befindlichen Angestellfen isf aus
allgemeinen kirchlichen Mitteln ein Ausgleich
dafür zu schaffen , daß die Vereinbarung mit der
damaligen Zusafzversorgungsanstfalf des Reiches
und der Länder ( ZRI ) nichf schon am 1. 4. 1936

Badens betr .

abgeschlossen worden ist . Dies soll bei den
Wegen Frreichung der Altersgrenze oder Arbeifs -
unfähigkeit ausgeschiedenen Angestellten und
den Hinterbliebenen von Angestellten durch
Zahlung von Zusafzrenten geschehen . Bei den
noch im Dienst befindlichen Angesfellten wer⸗
den , soweit im folgenden nicht Einschränkungen
getroffen sind , die Rentenleistungen der VBL auf
den Betrag ergänzf , der nach der Satzung der
VEL zu zahlen wäre , wenn die Vereinbarung mit
der damaligen 2ZRIL. schon am 1. 4. 1936 abge -
schlossen worden wäre .

8 3

1. Bei der Berechnung der nach § 2 Satz 3 2u
gewährenden Ergänzungsrente gilt folgendes :

) Zeiten vor dem 1. des Monats , in dem das
45 . Lebensjahr vollendet worden ist , sind
in der Regel nicht zu berücksichfigen .

b ) Soweit die Angestellten am 1. 4. 1936 be -
reits 45 Jahre alf waren , können auch vor
dem 1. 4. 1936 im landeskirchlichen Ange -
stelltenverhältnis verbrachfe Dienstzeifen
berücksichfigt werden .

2. Die Zahlung von Renten an infolge Er -
reichung der Altersgrenze oder Arbeitsunfähig -
keit ausgeschiedene Angestellte und an Hinfer -
bliebene kann von der Ableistung einer Dienst -
zeit von 10 Jahren abhängig gemacht werden .

8 4

Für die Gewährung einer Zusatz - oder Ergän -
zungsrente haben die Angestellten für die Zeit
vor dem 1. November 1951 eine Gegenleisfung



nichf zu entrichten . Sie erhalten auch keinen

Rechtsanspruch auf die Zusatz - oder Ergänzungs -
renfe .

8 5

Der Evang . Oberkirchenrat wird mit der

Durchführung des Gesetzes beauftragt und hat ,

soweif erforderlich , durch Verordnung die Ein -

zelregelung zu treffen .

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet .

Karlsruhe , den

Der Landesbischof :

Begründung :

I.

Sämtliche Angesfellten unserer Landeskirche

sind gesetzlich bei der Angestfellfenversicherung
Versichert und erhalten im Falle der Arbeitsun -

fähigkeit oder bei Erreichung des 65 . Lebens -

jahres eine Rente und im Falle ihres Todes für

ihre Hinferbliebenen ein Witwen - und Waisen -

geld . Diese Bezüge sind nichf ausreichend , um
den Lebensunterhalt der Angesfellten auch bei
bescheidenen Ansprüchen zu gewährleisfen . Es

ist deshalb in der früheren Reichsverwalfung seit

1. 11. 1928 und in der bad . Staatsverwalfung seif

1. 4. 1930 eine zusätfzliche Alfersversorgung der

Angestellten durch Ueberversicherung in der

Angestelltenversicherung eingeführf worden . Für
die bad . Staatsangesfellten erfolgte seif 1, 1. 1044
anstelle dieser Ueberversicherung eine Zusatz -

Versorgung bei der damals die Bezeichnung füh -
renden Zusatzversorgungsanstalt des Reiches
und der Länder ( ZRL) , die heufe die Bezeich -

nung führt : Versorgungsanstalf des Bundes und
der Länder ( VBL) . Der Aufwand , der für die Zu -

Sdtzversicherung zu leisten ist , beträgt bei der

Angestellfenversicherung etwa 6,5 und bei der
VBL 6 , des sozialversicherungspflichfigen Ein -
kommens . Von diesem Beitfrag frägt grundsätalich
der Arbeiftgeber zwei und der Arbeitnehmer ein
Drittel .

II .

Im Bereich der kirchlichen Verwaltung der
Deutschen Evang . Kirche DEK ) und heufe der

Evang . Kirche in Deutschland ( EKiD ) ist die
Frage nach einer zusätzlichen Alfersversicherung
schon vor nahezu 20 Jahren aufgeworfen wor -
den . Die Kirchenkanzlei der DERK hatf am 30 . 11 .
1934 den Landeskirchen mifgefeilf , daß die da -
malige ZRL angefragt habe , ob in den Kirchen -
behörden beschäftigte Angesfellte auf Grund
einer mit der genannten Anstalf abzuschlieben -
den Vereinbarung zusafzversichert werden sol -
len . Hierzu hafte sich außer dem Evang . Ober⸗
kirchenrat Karlsruhe nur das Landeskirchenamtf
Kassel zustimmend geäußerf . Die Kirchenkanzlei
empfahl darauf den Landeskirchen , unmittelbar
eine Vereinbarung mit der genannfen Versor -
gungsanstalt abzuschliehen . Die Verhandlungen
des Evang . Oberkirchenrats Karlsruhe mit der
genannfen Anstfalt waren im Laufe des Jahres
1935 soweit zum Abschluß gekommen , daß der
Entwurf einer Vereinbarung ausgearbeifef und

die Unferzeichnung mift Wirkung vom 1. 4. 1936

Vorgesehen war . Es kann heufe nicht mehr fesf -

gestellt wWerden , warum die Vereinbarung vom
Evang . Oberkirchenrat nicht unferzeichnetwurde .
Die am 16. 3. 1936 erfolgte Anfrage der Versor -

gungsansfalft , ob noch mif einem Abschluß der

Vereinbarung gerechnet werden könne , blieb
unbeantworfet .

Mit Schreiben vom 10. 5. 1950 hat die Finanz -

abfeilung bei der Kirchenkanzlei der DEK wie -
der darauf hingewiesen , daß in ihrer Anordnung
vom 28 . 9. 1958 über die Einführung der Tarif -

ordnungen A und B für die Gefolgschaftsmitfglie -
der derkirchlichen Verwalfungen und Betriebe in

§ 3 die zusätfzliche Alfers - und Hinferbliebenen -

versorgung einer besonderen Regelung vorbe -
halfen worden sei . Im Dezember 1930 haf die
Kirchenkanzlei der DEK auf Grund von Vor —
arbeiten einer Kommission von Sachversfändi -

gen aus verschiedenen landeskirchlichen Ver -

Waltungen Richflinien für eine zusätzliche Alfers -

Versorgung erlassen . Diese Richflinien sehen für
die Angestellten entweder eine Ueberversiche -

rung in der Angesfelltenversicherung oder einen
Beitritt zu der ZRL ( heufe VBI ) vor . Diese Richt -
linien waren bis zum 19. 3. 1040 von der Landes -
kirche der Alfpreußischen Union und von der
Landeskirche Sachsens für verbindlich erklärt
worden .

Im Dezember 1941 mußte jedoch die Kirchen -
kanzlei der DEK den Landeskirchen mitteilen ,
daß die ZRL die Aufnahme kirchlicher Bedienste -
ter abgelehnf habe . Es bestünden jefat für die

zusätzliche Alters - und Hinterbliebenenversor -

gung noch folgende Möglichkeifen :
à) Ueberversicherung in der Angestellten -

Versicherung ,
b ) Versicherung bei der Versorgungskasse

für Berufsarbeifer und Berufsarbeiterinnen
der Inneren Mission ,

c) Gewährung freiwilliger widerruflicher Zu -

sdtzrenten ohne eigene Beifragsleisfung
des Arbeitnehmers .

Für diese letztgenannte Versorgung wurden
später Richflinien aufgesfellt des Inhalts , dab
nach einer Dienstzeit von 5 Jahren eine Jahres -
rente von einem Monatsbezug gezahlf wird , die
sich für die nächsten 20 Jahre um je 1/10 bis
zu höchstens 3 Monatsbezügen erhöhf .



Der Evang . Oberkirchenrat Karlsruhe haf mit
Schreiben vom 27 . 3. 1942 die Finanzabteilung
beim Evang . Oberkirchenraf Karlsruhe unter
Hinweis auf die obigen Richflinien dringend er -
sucht , an die Regelung der Zusafzversorgung
heranzufrefen und darauf hingewiesen , daß die
kirchlichen Angesfellten , insbesondere die Ge -
meindehelferinnen und Berufsarbeiterinnen bei
der Frauenarbeit und beim Landesjugendpfarr -
amt , mit Spannung darauf warten , daß auch für
die bad . Landeskirche eine Zusatzversicherung
eingerichtet wird . Trotz der von der Kirchen -
kanzlei der DEK mifgeteilfen Ablehnung der
2KL hat sich die Finanzabteilung beim Evang .
Oberkirchenraf Karlsruhe àm 2. 10. 1942 erneut
wegen Abschlusses einer Vereinbarung an diese
Anstalf gewandt , jedoch schon unterm 8. 10. 1942
den Bescheid erhalten , daß eine Versicherung
unserer Bediensteten bei ihr nicht in Frage
kommt . Die Angelegenheif ruhfe dann im wei⸗
teren Verlauf des Krieges und der ersten Nach -
kriegsjahre .

III .

Bei den anderen gröheren Landeskirchen ,
auber der obengenannfen Kirche der Alfpreußi -
schen Union , ist die Zusatzversorgung der An -
gestfellten wie folgt geregelt :

Die bavyerische Landeskirche haf 1942 rück -
wirkend auf 1. 1. 1940 die Ueberversicherung in
der Angestelltenversicherung eingeführt . Die
württembergische Landeskirche hatf mit Wirkung
Vom 1. 4. 148 unter Berufung auf die obenge -
nannten ERichtflinien der Finanzabteilung bei der
Kirchenkanzlei die Ueberversicherung in der

Angestellfenversicherung eingeführf . Bei frei -
williger Rückversicherung des Angesfellfen bis
1. 1. 1940 wurde die Zahlung der Arbeifgeber -
anteile von übernommén . Die Landeskirche
von Kurhessen - Waldeck hat „ seit längerer Zeit “
die Ueberversicherung in der Angestellfenver -
sicherung eingeführt , trägt sich aber mit dem

Gedanken , zur VBL überzugehen , wenn dies
irgendwie möglich ist . Die Evang . - luth . Landes -
kirche von Hannover haf ihren Kirchengemein -
den die Zusafzversorgung entweder durch

Ueberversicherung bei der Angestellfenver -
sicherung oder durch Zusafzversicherung bei der

VBLempfohlen .
IV .

Um den Zweck zu erreichen , den Angestell - “
ten eine ausreichende Alfers - und Hinferbliebe -

nenversorgung au sichern , gibt es mehrere Wege
und zwar :

1. Abschluß einer Privatversicherung mit
einer Lebensversicherungsgesellschaft ent -
weder auf Zahlung eines Kapitals oder

einer Rente ,
2. Ueberversicherung in der gesetzlichen An -

gestelltenversicherung , die seit 1. 1. 1951
auf Grund des Bundesgesetzes vom 14 . 3.
1951 ( Bund GesBl. S. 188) gegenüber den
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bisherigen Säfzen wesenflich verbesserfe
Leistungen aufweist ,

3. Versicherung bei der Versorgungskasse
für Berufsarbeiter und Berufsarbeiferinnen
der Inneren Mission ,

4. zusätzliche Alfers - und Hinterbliebenen -
versorgung in eigener Regie ,

5. Beitritt zu der Versorgungsanstalf des Bun -
des und der Länder ( VBI) .

Der Evang . Oberkirchenraf haf in sorgtälti⸗
gen Ueberlegungen geprüft , welches der 2weck -
mäßigste Weg ist . Es muß ohne weiferes zuge -
geben werden , daß jede der hier Aufgeführtfen
Möglichkeiten einiges für sich haf und daß man
für jede Arf der Zusatzversorgung Gründe an -
führen kann . Die Prüfung dürfte aber ergeben ,
daß ein Beitrift zur VBL das geeignete Miftel ist ,
eine ausreichende Versorgung für die Angestell -
ten au schaffen . Im einzelnen sollen kurz die ver -
schiedenen Versicherungsarfen hier durchge -
sprochen werden .

Zu Zifi . 1: Privatversicherung .
Diese erfüllt zwei grundsätzliche Bedingun -

gen nichf , die an eine Zusatfzversorgung gestellf
Werden müssen .

u) Es werden hier nicht Beitragssäfze , die in
einem bestimmten Prozentsatz des jeweili -
gen Einkommens stehen und zwaär in
gleicher Höhe für männliche und weib⸗
liche Angesfellte , gefordert . Die Versiche -
rungen haben eben immer eine bestimmte
gleichbleibende Jahresprämie , die ent -
richtet werden muß , auch wenn das Ein -
kommen der Angesfellten aus irgend -
wWelchen Gründen sinken sollfe .

b) Die Leistungen der Privatversicherungen
steigen nicht mit der Dauer des Ver -
sicherungsverhältnisses und den geleiste -
ten Beiträgen , sondern bleiben gleich . Bei
allen Angeboten der Versicherungsgesell -
schaffen sind bei gleicher Leistung die Prä -
mien je nach dem Beitrittsalter des Ver -
sicherten verschieden , sodaß eine Beteili -
gung des Angestellten an der Prämie ge -
wisse Schwierigkeiten bereifeft . Dem aàn
sich günstigen Umstand , daß schon un -
mittelbar nach dem Beitrift , ohne Erfül⸗
lung einer Wartezeif , im Todesfall den
Hinterbliebenen die volle Renfe oder die
entsprechende Kapifalabfindung gewährt
wird und die eingezahlten Prämien nicht
wie bei einer reinen Rentenversicherung
verloren sind , wenn der Angesfellte vor
Erreichung der Alfersgrenze stirbt , ohne
unterhalfspflichfige Angehörige zu hinter -
lassen , muß gegenübergehalten werden ,
daß im Normalfalle bei Erreichung der
Altersgrenze eine verhältnismäßig geringe
Rente gewährt wird . Dazu kommt , was
nicht übersehen werden darf , daß bei der



Währungsreform 1948 das Kapifal oder die
Rente nicht 1: 1 , sondern 1: 10 aufgewer -
tet wurde . Ersf seif 1. 4. 51 sind Renten bis

zu 70 DM voll , die folgenden 30 DM im
Verhältnis 2: 1 aufgewerfet .

Zu Zifi . 2:

Die Höherversicherung in der Angestellfen -
Versicherung bietef den Vorteil , daß sie verwal -

tungsmähig sshr einfach ist und dem Angestell -
ten jederzeif die Möglichkeif gibf , sie bei einem
Arbeitswechsel in beliebiger Höhe weiferzufüh -
ren . Dazu kommt , daß nicht wie bei der VBL ein
Abschluß für alle Angestellien getäfigt werden
muß , sondern daß es vielmehr dem einzelnen

freisteht , ob er eine Zusafzversorgung haben will
oder nicht . Wie aber aus einem Vergleich der
Leistungen der Angestelltenversicherung und
der VBLaus der Tabelle 1, 3 und 4 zu ersehen ist ,
sind die Leistfungen der Angesfellfenversiche -
rung in den ersten 35 Jahren wWesenflich ge -
ringer als die der VBL . Ersf zwischen 36 und 40
Versicherungsjahren überschreiten die Leisfun -
gen die der VBIL . Diese geringe Ueberschreifung
der Leistungen nach einer derarfig langen Ver -
sicherungsdauer kann aber die vorherige Min -
derleistung nicht aufwiegen . Außerdem gewährt
die VBL im Todesfall dem Versicherfen zusäfz -
lich zu der Rentenleistung ein Sterbegeld , das
2. B. bei einem Einkommen von 400 DM monat⸗ -
lich im letzten Jahr 450 DM beträgt .

Zu Ziff . 3:

Die Versorgungskasse für Berufsarbeifer und
Berufsarbeiterinnen der Inneren Mission biefet
in ihrem Tarif 1 eine Steigerung der Renfe ent -
sprechend der Versicherungsdauer . Die Beitrags -
höhe ist auch hier entsprechend dem Eintrifts -
alfer verschieden . Die Beiträge für männliche Be -
dienstete sind um etwa 50 . H. höher als für
Weibliche Bedienstfefe , weil die Aufwendungen
für Hinterbliebene berücksichtigt werden müs -
sen . Bei gleicher Beifragsleistung liegen die Lei -
stungen für männliche Versicherfe in allen Fäl -
len unter denjenigen der VBL . Für weibliche
Angestellte mit 30 Jahren und jünger sind jedoch
die Leistungen dieser Versorgungskasse 2. T.
Wesenflich günstfiger als die der VBL . Im einzel -
nen wird auf die Tabelle 2 verwiesen .

Zu Ziff . 4:

Es ist auch geprüft worden , ob es nicht mög -
lich ist , die Zusafzversorgung im Rahmen der
kirchlichen Verwaltung durchzuführen , etwa
nach den Beitragssäfzen und leistungen der
VBL . Der Aufbau einer solchen Zusafzversor -

gung könnte so geschehen , daß alle Ange -
stellten verpflichfet werden , hier eine Zusatz -

versorgung zu suchen , wobei sie ein Driftel
der zu erhebenden Beiträge leisten . Diese Lö -
sung scheiferf jedoch daran , daß ein solcher Auf -
bau einer Zusafzversorgung eine Versicherung

im rechtlichen Sinne darstellt , auf welche die
Bestimmungen des Privatversicherungsgesetzes
anzuwenden sind . Das Finanzminisferium von
Württemberg - Baden haf auf unsere Anfrage ent -
schieden , daß bei jeder Beteiligung des Ange -
stellten an einer Beifragszahlung der Tatbestand
eines Versicherungsunfernehmens im Sinne des
Gesetzes über die Beaufsichfigung der Privafver -

sicherungsunternehmen und Bausparkassen ge -
geben sei und wir deshalb in vollem Umfang
der Versicherungsaufsicht mit dem Zwang der
Bildung von versicherungsfechnischen Rück⸗
lagen usw . unferliegen würden . Dies würde aber
laufende versicherungsfechnische Berechnungen
und somif einen zusätzlichen Verwalfungsauf -
wand bedingen , den wir nicht übernehmen
sollfen .

Die Gewährung der vollen Leistungen aber
ohne eine entsprechende laufende Beteiligung
der Angestfellten halten wir nichf für angängig .
Das Angestelltenverhälfnis würde sich dann be -
soldungsrechflich so sehr dem Beamtenverhält⸗
nis nähern , daß schlieplich eine Grenze nicht
mehr zu erkennen wäre .

Zu Ziff . 5:

Das Ergebnis dieser Prüfung haf so dahin ge -
führt , einem Beitrift zur VBL näherzutrefen .

Die VBL nimmt alle Angestellten auf , die bei
Abschluß der Vereinbarung noch keine 65 Jahre
alt sind . Die vollen Rentenleistungen der VBL.
werden jedoch nur gewährf , wenn der Ver -
sicherte bei Abschluß der Vereinbarung mit der
VBL oder bei seinem späferen Diensteintritt
noch keine 45 Jahre alf war oder ist .

Ist diese Alfersgrenze überschriften , so kann
für Angestellte vom 45 . bis 39 . Lebensjahr eine
einmalige Ausgleichszahlung geleisfef werden ,
wobei àber trofzdem eine verminderte Renfen -
leistung eintritt . Die einmaligen Ausgleichszah -
lungen wären in folgender Höhe zu entrichfen :

bei vollendefem
45 . Lebensjahr das 7,56 fache

46. 7 5 535
47. 1 „5„
48. 5 „
49. 5 „ „ 1 „
50. 7 690 „
51. 15,50 „

52 . 7. 71 6,24 717
53. 33539 „
54. 15
59. 6

56. 5 433 „
57. 71 71 3,.92 71
58. 15 3

59. „ 3,7 „ des Jahresbeifrags .

Es kommen demnach bei der VBL3 verschie -
dene Arten der Berechnung der Rentenleisfun -
gen in Frage :



Das Einkommen vrird gleichbleibend mif monàt -

a] Regelfall : Der Angestellte War bei Ab -
schluß der Vereinbarung noch keine 43

Jahre alf . Die Renfe setzt sich dann zusam -
men aus

dem Grundbetrag von 19,5 V. H. des
Durchschnitftseinkommens der lefzten
5 Jahre ,

ferner

dem Steigerungsbetrag von 0,38 V. H.
der Summe der Jahresverdiensfe Wäh⸗
rend der Dauer der Versicherung .

b) Ist der Angestellte über 45 Jahre alt , dann
kann entweder die einmalige Ausgleichs -
zahlung , wie oben angegeben , geleisfef
werden . Der Angestellfe erhälf dann die
Rente wie unter a) angegeben mit der
Maßgabe aber , daß der Grundbetrag für
jedes im Zeitpunkt der Aufnahme nach
Vollendung des 45 . Lebensjahres liegende
volle oder angefangene Lebensjahr um je
5 V. H. gekürzf wird . Also wird einem 45 .

5 7 , einem 50jährigen um 6 . 5 30 und
einem 59jährigen um 15 . 5 75 / gekürzt .
Deshalb leisfet , wie die obige Tabelle
zeigt , ein 59jähriger eine niedrigere Aus -
gleichszahlung als der Jüngere .

c) Unterbleibf die einmalige Einzahlung für
die 45 Jahre alten und älferen Angestell -
ten , dann beträgt die Rente 1 v. H. der
Jahresverdienste während der Dauer der
Versicherung . Diese Bereèchnungsweise fin -
det auch Anwendung , Wenn der Ange -
stellte bei uns ausschéidet , ohne die Ver -
sicherung freiwillig weiferzuführen (bei -
tragsfreie Anwarfschaff ) .

Die drei Berechnungsarten wirken sich wie
folgt aus :

Ein Angesfellfer ist am 10. 11. 1906 geboren .

lich 500 DM angenommen . Erfolgt die Aufnahme
in die VBL nunmehr am 1. 11. 1951 , also vor Voll -
endung des 45 . Lebensjahres , dann beträgt die
Rente nach 20 Jahren àuf Grund Berechnungs -
Weise a) monatlich 81,39 DM . Erfolgt die Auf . ⸗
nahme in die VBL erst am 1. 12. 1951 , also nach
Vollendung des , 45 . Lebensjahres , dann beträgt
die Rente

) bei Leistung eines einmaligen Ausgleichs -
betrages von 1796 . 25 DM nach 20 Jahren
monatlich 78 . 47 DM ,
und

b) ohne Einzahlung eines Ausgleichsbefrages
nach der gleichen Zeit monaflich 60 . — DM .

Würden wir die Möglichkeit ins Auge fassen ,
für die 57 landeskirchlichen Angestellten , die am
1. 11. 1951 das 45 . Lebensjahr vollendef haben ,
eine einmalige Kapifaleinzahlung zu leisfen , so
wären dazu 126 000 DM erforderlich . Von dieser
Möglichkeit muß daher Absfand genommen wer -

den , denn die dafür zu beschaffenden Mittel
stehen jetzt nicht zur Verfügung . Dazu kommt
aber , daß uns bei der persönlichen Vorsprache
bei der VBLvon dem Referenfen der Anstalf mit -
geteilt worden ist , daß die Berechnung , wie sie
sich bei einer Einzahlung einer einmaligen
Summe ergibt , nach 10 Jahren Mitgliedschaft
auch ohne Zahlung eines Ausgleichsbefrags er -

kolgt . Die Anstalt kann jedoch auf diese Ver -
besserung , die im Verwalfungsweg angeordnet
ist , noch keinen satzungsgemäben Anspruch zu -
sagen , da die finanzielle Entwicklung für die
nächste Zeit noch nicht genügend übersehbar isf .

Wägen wir die Möglichkeiten einer Zusdfz -
Versorgung , wie sie unter IV I - 5 dargestellf

sind , sorgfältig ab , so glauben wir unter Aus -
schaltung des Beitrifts zu einer Privaten Lebens -
Versicherung und der Einrichtung einer Ver -
sicherung im eigenen Betrieb , der VBI . gegen -
über der Angestelltenversicherung und der Ver -
sicherung bei der Versorgungskasse der Inneren

jährigen der Grundbetrag der Rente um
Mission den Vorzug geben zu können und zwäar
àus folgenden Gründen :

Die VBL berechnet die Renten im Normalfall
nicht nur aus einem Prozentsatz der geleisfefen
Beitrãge , sondern mit dem größten Teil aus dem
Einkommen der lefzten 5 Jahre . Der Angestfellfe
hat somit schon nach 5 Jahren die Anwärfschaft
auf eine nennenswerfe Rente , die in dieser Höhe
bei den beiden anderen Versicherungsarfen erst
nach 15 bis 20 Jahren erreichf wird ( Vergleiche
die Gegenüberstellungen der Tabelle 4) . Die
VBL verbindef somit zum Teil den Vorfeil einer
kisikoversicherung wie bei einer Lebensver -
sicherung mit einer Rentenversicherung wie bei
der Angestelltenversicherung . Weiter muß her -
vorgehoben werden , daß die VBIL. ein Sferbe -
geld bis zu 500 DM sowohl für den Versicherfen
als für dessen Ehefrau gewährt , eine Hilfe , die
weder bei der Angestelltenversicherung noch
bei der Versorgungskasse der Innèeren Mission
zu erlangen istf . Es muß aber auch hier darauf
hingewiesen werden , daß weibliche Angestellfe
bei einem Eintrift vor dem 30 . Lebensjahr bei der
Versorgungskasse der Inneren Mission eine
höhere Rente als bei der VBI . erlangen .

Nach der Tabelle 2 und 3 würde 2. B. bei 40
Jahren Mitgliedschaft und einem während der
ganzen Dauer des Versicherungsverhälfnisses
gleichbleibenden Einkommen von monaäflich
500 DM die Renfe der Versorgungskasse der In -
neren Mission monatlich 160 PM gegenüber nur
104 DM bei der VBL betragen . In der Praxis wird
dieser Unterschied jedoch nicht in diesem Maße
eintreten , weil bei der VBL . die Steigerung des
Einkommens während der Versicherungszeif da -
durch von erheblicher Bedeufung ist , daß der
gröbere Teil der Rente , wie oben dargelegt , nach
dem Einkommen der letzten 5 Jahre berechnet

Wird .
Ein aus der Praxis entnommenes Beispiel ge -

mäß Tabelle 4 zeigt , daß eine Angestellte nach



6

40 Jahren bei der Versorgungskasse der Inneren
Mission monaflich 179 DM und bei der VBL .
157 DM erhälf . Würde der Versorgungsfall aber
schon nach 15 Jahren eintrefen , dann würde die
Rente bei der Versorgungskasse der Inneren
Mission 49 DM , bei der VBL aber 81 DM be -

tragen .
Zum Schluß muß noch darauf abgehoben

Werden , daß die Berechnung der Versicherungs -
beiträge bei der VBL verwaltungsmäßig wesenf -
lich einfacher ist als bei der Versorgungskasse
der Inneren Mission , bei der für jeden einzelnen

Angestellten bei einer Steigerung des Einkom -
mens eine Ergänzung ' des Versicherungsvertrags
durch Zukauf neuer Anteile erforderlich ist .
Nimmt man dazu , was oben unter Zifl . 3 darge -
legt ist , daß die Beifräge für männliche Be -
dienstete um etwa 50 v. H. höher sind als für
wWeibliche Bediensfete , dann wird man zu dem
Schluß gedrängt , daß die Versorgungskasse der
Inneren Mission sich für die Zusatzversorgung
der Angestellten der Landeskirche nichf eignef .

V.

Wie oben unter II dargelegt , wäre es möglich
gewesen , mit Wirkung vom 1. 4. 1936 der da -
maligen ZRL beizutreten . Soweif dies wirfschaft⸗
lich tragbar ist , soll das Versäumtfe bei der jetzf
zu treffenden Regelung der Zusatzversorgung
nachgeholt werden .

1. Denjenigen Angestellten , die nach dem
I. 4. 1936 und vor dem 1. 11. 1951 infolge Arbeifs -
unfähigkeit oder wegen Erreichung des 65 . Le -
bensjahres bereits ausgeschieden sind und den
Hinterbliebenen von Angestellten , die im Dienst
oder in ihrem Ruhesfand versforben sind , ist aus
allgemeinen kirchlichen Miffeln eine Zusatfzrenfe
au zahlen . Bei der Bemessung dieser Renfe isf in
Angleichung an die Satzungsbestimmungen der
VBL vorzugehen , wobei von Bedeutung sein
wird , ob der in Frage stehende Angesfellte am
I . 4. 1936 das 45 . Lebensjahr , von dem àn die
Verminderung der Renfenleisfung eintritt , voll -
endef haffe .

2. Für die im Dienst befindlichen über 45 Jahre
alten Angestellten ist der Ausgleich durch Ge -
währung eines Ergänzungsbefrages aus laufen -

den Haushaltsmifteln nach Eintritt des Versor -
gungsfalles vorzunehmen .

3. Für die am 1. 11. 1951 noch nichf 45 Jahre
alten Angestellften ist grundsätzlich der normale
Ablauf maßbgebend , sofern nichtf der Versiche -

rungsfall vor Ablauf einer Versicherungszeit von
15 Jahren eintrift .

Die Einzelheiten einer solchen Regelung in
den Gesetzestext aufzunehmen , würde eine
starke Belastung des Gesetzes bringen und nicht
die Gewähr haben , daß von dem Gesetz jeder
einzelne Fall richtig gefroffen wird . Würde man
ein so spezifiziertes Gesefz erlassen , so würden

möglicherweise bei der Durchführung Abände -

rungen notwendig werden . Es empPfiehlf sich da -
her , nur die grundsätzlichen Linien im Gesefz

aufzuzeigen und die Einzelheiten einer Durch -

führungsverordnung zu überlassen . Dies ist in

§ 8 2 und 3 vorgesehen .

Die Gewährung der hier vorgesehenen Zu -
safz - und Ergänzungsrenten kann nur guffafs -
Weise geschehen . Ein Rechtsanspruch àuf diese
Art von Untersfüfzung kann nichf eingeräumt
Werden . Es isf dies schon deshalb keine Unbillig -
keit , weil die Angesfellten für diese Versorgungs -
leistungen in den abgelaufenen Jahren , die für
ihre Bemessung mabgebend sind , keinerlei Bei -
träge geleisfet haben .

VI .

1. Für die gemäß &8 1 des Gesefzentwurfs bei
der VBL anzumeldenden Angestfellfen ist ein

Jahresbeifrag von 74 540 DM
zu leisten . Hiervon entfallen auf
den Arbeifgeber “4 mif 49 700 DM .

2. Fkür die Untfersfüfzungen ge -
mäß 8 3 sind jährlich rund 7 100 DM
sofort zu leisfen .

Der augenblickliche jährliche
Aufwand beträgt zusammen 56 800 DM .

3. Für 11 sechzig und mehr Jahre alte Ange -
stellte werden in den nächsten Jahren jährlich
etwa 7400 DM zur Zahlung fällig . Die in den
nächstfen 20 Jahren fällig werdenden überschläg -
lich berechnefen Unterschiedsbefräge sind aus
der Tabelle 5 zu ersehen .



Tabelle 1

Angestellten gem . Bundesgesetz vom 14 . 3 . 1951 .

Höherversicherung in der Rentenversicherung der

Normalfall : Laufzeit von Beginn der Beitragszahlung bis zum 65 . Lebensjahr .

Monats 0 5
Beitragsjahre

5 10 Beitrag

Klasse 1 46 . —65 . 41 . —65 . 51 . —65 . 26 . —65 . ] ſährlich 5jährlich

Lebensjahr

100 . — III 6. 50 15. 95 18. 52 28 . 12 29. 57 56. 07 78 . — 590 . —
200 . — V 15. 50 29. 02 58. 47 49. 27 61. 42 74. 92 162 . — 810 . —
500 . — VI 18 . — 38. 70 51. 50 65. 70 81. 90 99. 90 216 . — 1080 . —
400 . — VII 25 . — 55. 75 1 . 25 9125 115. 75 158. 75 300 . — 1500 . —
500 . — VIII 55 . — 75. 25 99. 75 12775 159. 25 194. 25 420 . — 2100 . —
600 . — IX 45 . — 96. 75 128. 25 164. 25 204. 75 249. 75 540 . — 2700 . —

Erläuterung zur Berechnung :

U Die Jahresrente beträgt :

20 00 der bis zum 50. Jahr

DN 18 % , vom 31. bis zum 35. Jahr

16 % 3ſ %%%

I4 %%%

122 „„ 6 , 0

1190⁰ „ 511ͤ˖ 33

10 „ „ 56 . „ „ 65. „ entrichteten Beiträge

Beispiel : Rente bei einem mtl . Beitrag von 18 . — DM vom 5l . bis 65. Lebensjahr
60 Monate zu 18 DM = 1. 080 vom 31 . —55 . Lebensjahr 18 00 aus 1. 080 194 . 40 DM

1. 080 „ 36 . —40 . 1 16 0⁰ 1089 17280

1. 080 „ 41 . —45 . 5 14 % „ 1. 080 = 151 . 20 „
85 1. 080 „ 46 . —50 . 15 12 0 , 1. 080 129 . 60

1. 080 „ 51 . —55 . 5 1190 „ 1 . 080 118 . 80

1 . 080 „ 56 . —60 . 5 10 1. 080 108 . —

1 . 080 „ 61 . —65 . 1 10 , 1. 080 = 108 . — 77

jährliche Zusatzrente 982 . 80 DM

mtl .
— 81 . 90 77



Tabelle 2

und Berufsarbeiterinnen der Inneren Mission .

Leistungen der Versorgungskasse für Berufsarbeiter

100

Erläuterung zur Berechnung .

Beispiel : 10 Jahre lang wurde für 9 Anteile Beitrag gezahlt :

d. s. 120 Monete 9 Anteile 1. 080 3 360 DM Jahresrente 30 DM Monatsrente .

Jeder für einen Anteil gezahlte Monatsbeitrag ergibt /s DM Jahresrente .

Anleitung für weitere Berechnungen :

Das Witwengeld beträgt 60 0 der Rente , das Weisengeld beträgt 10 0 der Rente .

Monatsbei⸗ Zahl Nenitiiitt Monatliche Rente nach Jahren
trag für der 50
1 Anteil [ Anteile alter 10 20 25 30 35 40

männliche Versicherte

3. 55 6 19. 98 45 Z

3. 12 7 „ 21 . 84 4⁰ 23 . 55 46 . 66 58 . 35

2. 91 7 20. 57 55 23 . 55 46 . 66 58 . 55 70 . —

2. 69 8 21. 52 30 26 . 67 55 . 35 66 . 67 803³ 95 . 54

2. 47 8 19. 76 25 26 . 67 53 . 35 656 . 67 80 . — 95 . 54 106 . 67

weibliche Versicherte

2. 55 9 21. 15 45 50 . — 60 . —
2. 16 9 19. 44 40 3 % 0 « Bw ͤX
1. 98 10 19. 80 35 35. 35 66 . 66 33 . 55 100.

1. 80 11 19.80 30 56 . 67 73 . 35 91 . 67 110 . 128 . 35

1. 65 12 19. 56 25 „ „ „ 120 . — 11o . - .

Alter : 40 Jahre ( männlich ) . Der Monatsbeitrag soll etwa 50 . — DM betragen . Beitrag für 1 Anteil monatlich 3. 12 DM.

Es werden 10 Anteile versichert . Der Monatsbeitrag beträgt 51 . 20 DM und die Rente nach 25 Jahren 300 Monate
10 Anteile = 3 . 000 ; 5 1. 000 DM Jahresrente 83 . 33 DM monatlich .



— —

Tabelle 3

Leistungen der Versorgungsanstalt des Bundes

und der Länder V. B. L. )

3 Monats - Rente nachbei
einem Monats . 58110 810 j

55
verdienst von DM

DM Beitragsjahren 8

7
1 100 . — 6. 60 21.40 23.50 25. 20 27. 10 29 30. 90 52. 80 34 . 70

20Q 13. 80 42 . 80 46 . 60 50 . 40 54 . 20 58 . — 61. 80 65. 60 69 . 40
300 . — 20. 40 64 . 20 69 . 90 75 . 60 81 . 50 87 . —29270 238. 40 104 . 10
400 . — 27. 60 85. 60 95 . 20 10080 108 . 0 116 . — 128 . 60 151 . 20 158 . 80
500 . — 34. 20 10711630 126 13550 5 15450 164 1730
600 41. 40 128. 40 159 . 80151 . 20 162. 60 3 185. 40 196. 80 208 . 20

Das Witvrengeld beträgt 50 0% der Zusatzrente , des Waisengeld beträgt 25 0% der Zusatzrente .



Tabelle 4

I . Einkommen eines Angestellten , der mit 25 Jahren

in Gruppe IX TO .A anfängt und aufsteigt bis schließlich nach

Die Pfennigbeträge sind weggelessen .

Gruppe VIb TO . A .

26. Lebensjahr : 211 . — DM 55. Lebensjahr : 512 . — DM 44. Lebensjahr : 432 . — DM

27 211 — 36. 312.ä— 45. 448 . — „

28. 15 211 . 37. 324 . — 46. 43

29. 5 2192Ä „ 58. 324 . — 47. 464 . —

30. 5 260 . — 39. 537 . — 48. 464 . —

31. 40. 584 . — 49. 480 . —

32. 98 41. 415. — 50. 5 480 . —

35. 5 269 . — 42. 53 51. 5 495 . —

34. 5 43. 5 432 . und weiter je : 495 . —

2 2
II . Renten - und Beitragsleistungen

bei

A . Versicherungsbeginn mit 25 Jahren .

Rentenleistungen ( monatlich ) Ste156 geleistete Beiträge

Versiche- 1. M. geld der 1. M.

rungsfall V. B. L. A. V. B 1 V. B. . A. V .
männlich weiblich mannlich weiblich

50 47 14 8 15 34³ 92⁰ 864 8²² 885

35 6³ 30 18 30 412 2. 069 1. 944 1 . 8081 . 987

40⁰ 8¹ 47 31 40 500 3. 461 3 . 192 3. 087 3. 291

45 107 64 47 74 500 5. 254 4 . 692 4. 797 6 . 028

5⁰ 12⁴ 8⁴ 64 99 500 7. 168 6. 672 6632 6. 854

55 138 10⁵ 8³ 126 500 9. 21is 8. 772 63. 596 8. 773

60 148 12¹ 101 1535 500 11 . 267 10 . 872 10 . 560 10. 692

65 157 138 118 170 500 13 . 516 12 . 972 126524 12. 611

B. Versicherungsbeginn mit 35 Jahren .

40⁰ 7¹ 16 11 16 500 13üuũ i „ 1 . 212
45 97 54 2 38 500 3. 165 2. 748 2. 876 2. 820

50 11⁴4 54 43 6³ 500 5 . 09 44728 4. 709 4. 716

55 128 7³ 61 9⁰ 500 7. 148 6. 828 6. 756 6. 705

60 157 9⁰ 80 116 500 9. 197 8. 928 8. 802 8. 815

65 147 108 98 14³ 500 11 . 246 11 . 028 10. 849 10. 864

—

—
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Ubersicht

8
über die in den nächsten 20 Jahren fällig werdenden Ergänzungsleistungen der Landeskirche

zu den Leistungen der VBL .
7

˖

Lebensalter Anzahl Jahre bis zum jährlicher Betrag der
8 1 11 188ʃ1 der Angestellten 65. Lebensjahr Ergänzungsleistungen

59 1 6 1. 261
58 5 5 2. 267
57 3 8 2. 271
56 4 9
55 1 10 746
54 4 11 2. 504
55 4 12 1. 894
52 5 15 5 1. 362

— 51 4 14 1. 550
50 5 15 2. 079
49 1 16 278

4 48 6 17 1401
— 47 4 18 776

46 10 19 1. 276
45 10 20 621¹





Anlage v

Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats

an die Landessynode der Vereinigten Evang . Protestantischen Landeskirche Badens

im Herbst 1951 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

Die Errichtung einer Evangelischen Kirchengemeinde Königsfeld betr .

Die Landessynode hat nach erfolgfer staat -
licher Genehmigung als kirchliches Gesefz be -

schlossen , was folgt :

Artikel 1

Die Evangelischen , welche auf der Gemaär -
kung der bürgerlichen Gemeinde Königsfeld
wohnen , werden mit Wirkung vom 1. Oktober
1951 zu einer Kirchengemeinde Königsfeld ,
deren Kirchspiel die Gemarkung Königsfeld um -
faßit , zusammengeschlossen .

Artikel 2

1. Die Amtszeit der zu wählenden Relfesten
dauert nur bis zur allgemeinen Beendigung der

Amtszeit der zur Zeit im Amte befindlichen
Aeltesten der Gemeinden der Landeskirche .

2. Pfarrer im Sinne des 8 3 Abs . 3 der Wahl -
ordnung vom 27 . 9. 1046 ( Gemeindewahlaus -
schuß ) ist der Prediger der Brüdergemeine
Königsfeld .

Artikel 3

Die Evang . Kirchengemeinde Königsfeld wird
dem Kirchenbezirk Hornberg zugeteilt

Dieses Gésetz wird hiermit verkündef .

Karlsruhe , den

Der Landesbischof :

Begründung :

Angehörige der Herrnhuter Brüdergemeine
kamen um die Wende des 18. und 19. Jahrhun -
derts nach Württemberg und siedelfen sich in
dem von der Konferenz der Unitfätfsältesfen von
Herrnhuf erworbenen Hörnlishof bei Hornberg
im Schwarzwald àan mit Zustimmung des Königs
von Württemberg . Die Siedlung , die sie Nain
oder Friedrichsfeld nennen wollfen , erhielt vom

König den Namen Rönigsfeld . 1810 ist diese Sied -

lung mit dem ganzen darum liegenden Gebiet
mit den Orten Hornberg , St . Georgen , Weiler ,
Buchenberg usw . an Baden und damif in den
Bereich der Bad . Evang . Kirche gekommen .
Durch Reskript des Großherzogs Karl von Baden
vom 117 11. 1811 Wwurden die Freiheiten , die vom

König von Württemberg der Siedlung eingeräumt
Wären , der „ zur augsburgischen Konfession sich
bekennenden evang . Brüdergemeinde zu Königs -
feld und Hörnlishof “ unter Besfimmfen in 11 Pa -
ragraphen aufgeführten Bedingungen bestätigt .
Durch Staatsgesetz vom 30 . Dezember 1901 ( CBl .
S. 580 ) wurde die Kolonie Königsfeld , die bis da -
hin auch nach der komimunalrechflichen Seife
von der Leitung der Brüdergemeine verwälfetf
Wurde , mit Wirkung vom 1. 1. 1902 an zur Land -
gemeinde im Sinne der Gemeindeordnung er -
hoben . Nach 1919 wurden der Brüdergemeine
als Religionsgesellschaft die Rechfe einer Kör -
Perschaft des öffentlichen Rechis durch ministe -
riellen Erlaß verliehen .

— — — — — —————



von 1900 260 Mitglieder gezählt . Nach der Volks -
zählung von 1925 wohnten in Königsfeld 321 Mit⸗
glieder . Diese Zahl ist heufe auf efwa 470 ge -
stiegen . Unferdessen sind nach dem als Kurort
zunehmend besuchten Königsfeld immer mehr
Mitglieder unserer Landeskirche zugezogen ,
deren Zahl heufe auf 800 , d. h. auf mehr als die
Hälfte aller Einwohner von Königsfeld anzu -
geben ist .

Der Merkwürdigkeit halber sei hier angeführt ,daß ) Markgraf Karl Friedrich unterm 14. August
1748 die Spezislate Dekanafe ) anwies , „ auf die
jetat herumgehenden Zinzendorfianer oder Herrn -hufer Achf zu haben “ , also gewissermaßen vor
ihnen warnte . Dies war wohl eine Ueberängst - ⸗
lichkeif , die auf giner unzutreffenden Kennfnis
des wahren Wesens der Herrnhufer beruht hafte .
Die Beziehungen zwischen der Brüdergemeinein Königsfeld und der Landeskirche Waren viel -
mehr immer freundschaffliche . Als Beleg dafür
sei u. à. erwähnt , daß an der Hundertjahrfeierder Einweihung des Kirchensaales am 19. Okto -ber 1912 ein Vertrefer des Evang . Oberkirchen -
rats teilnahm .

Diese freundschafflichen Beziehungen be⸗
stehen bis zur Stunde , und wenn nunmehr eine
evang . Kirchengemeinde rechflich gebildet wer -den soll , so soll dies in keiner Weise die gegen -seitige Verbundenheif zwischen Brüdergemeineund Landeskirche beeinträchfigen . Von landes -kirchlichen Evangelischen ist unfer Hinweis aufdie angesfiegene Zahl ihrer Mitglieder zur Er -

wägung gestellt Worden , ob es nicht geboten sei ,der Gemeinschaft , die unter ihnen besfehf , nun -mehr auch einen rechtlichen Ausdruck dadurchzu geben , daß man eine Kirchengemeinde er -richtet und dadurch dieser Gemeinschaft dlieMöglichkeit schafft , das verbindende Band unferihnen zu stärken und Aelteste zu wählen . Wennman auch nicht verkennen darf , daß durch dieSchaffung einer eigenen evang . Kirchenge -meinde eine gewisse Distanzierung zwischenBrüdergemeine und Landeskirche möglich ist , s0wird man sich den vorgebrachten Tafsachendoch nichſ Verschliefen können . Und dies umsoWeniger , als nichf beabsichfigt ist , für die neueKirchengemeinde ein eigenes geisfliches Ami ⁊2uerrichten .

Bei der Volkszählung 1825 wurden in ganz
Baden 150 Herrnhuter , davon 144 in Königsfeld,bei der Volkszählung von 1873 350 und bei der

amt einzurichten sei . Der Bericht kommt au der
Meinung , daß ein eigener Diasporaort Königs-feld einzurichten und die kirchliche Bedienung
Buchenberg zuzuweisen sei . In dem Erlaß des
Evang . Oberkirchenrafs vom 9. August 1902 wird
die Errichtung eines Diasporaorts abgelehnt,aber die einheifliche kirchliche Versehung durch
Buchenberg angeordnet . So sind die Dinge ge .blieben . Aus den Akten ist allerdings au ersehen ,
daß auch von Predigern der Brüdergemeine
Nebengottesdiensfe in Erholungsheimen abge -
halten und Religionsunterrichf erteilt und von
der Landeskirche vergüfef wurden . Eine grund -
sätzliche Klärung dieser Mitversehungsfrage frat
im Jahre 1936 ein . Unterm 18. ́6 . 3. 1936 Wurde
ein Vertrag zwischen der Landeskirche und der
Brüderunitätf in Deutschland abgeschlossen , wo -
nach die Brüderunitäf die Verpflichtung über⸗
nimmt , für die gesamfe kirchliche Bedienung der
auf der Gemarkung Königsfeld Wohnenden und
sich aufhaltenden Mitglieder der Landeskirche
zu sorgen und die zur Abhaltung von Gottes -
diensten und anderen kirchlichen Veranstalfun -
g9en erforderlichen Räàume zur Verfügung au stel -
len . Die Brüderunität wird in Erfüllung dieser
Verpflichtung einen ihrer Prediger mif dem

Dienste beauftragen , dem es zustehf , einzelne
Aufgaben , wie 2. B. Erteilung von Religionsunter - :
richt , geeigneten Personen 2u überfragen . In dem
Vertrag sind dann Besfimmungen ghinsichflich
des Verfahrens der Bestellung eines Predigersund des ausschlieplichen Dienstverhältnisses des
Predigers zur Brüderunität enthalten . Was die
lehrmäßige Stellung des Predigers anbetrifft , s0
ist gesagt , daß ungeachtef der Rechtsstellung des
Predigers zu seiner Brüdergemeine er in seinem
geistlichen Amt Wortverkündigung , Sakramenfs -
spendung ) sich als Diener der Landeskirche an -
zusehen und sich nach ihrem Bekenntnissfand au
richten haf . Soweif er im landeskirchlichenDienst tfig wird , hat er die Amfsfrachf der Geist.lichen der Landeskirche zu tragen und darf sichPfarrer nennen . Dem Vertrag ist eine Dienstwei⸗
sung beigefügt , in welcher das einzelne über
die von dem Prediger zu Verrichtenden Dienst -geschäfte enthalfen ist . Um der Landeskirche dieMöglichkeif zu geben , Einblick in die Täfigkeit
des Predigers z2u erhalfen , ist vorgesehen , daß
die Brüderunitäf jährlich bis Ende Januar einen
Bericht über die Tätigkeit des beauftragten Pre -
digers vorlegen wird . Schliehlich sagt der Ver -
trag , daß für die landeskirchlichen Evangelischenin Königsfeld ein Beiraf von 3 Gemeindegliedernzu bestellen ist , der einen Ersafz für den nichtmöglichen Kirchengemeinderaf darsfellt . Die
Landeskirche leistef für diesen Dienst der Brüder -
gemeins bis jetzt jährlich 1000 RM bzw . 1000 DM.Um die Beziehungen zwischen Brüdergemeineund landeskirchlichen Evangelischen , wie sie
sich nach Errichtung einer Kirchengemeinde er -
geben werden , zu klären , fand Ende September
zwischen Vertretern der Brüderunität und desEvang . Oberkirchenrats in Königsfeld eine ein -



gehende Ausspràache sfatt , an die sich dann auch
eine Gemeindeversammlung der landeskirch -
lichen Evangelischen einerseits und der Brüder -
gemeine andererseifs angeschlossen haf . Als Er -
gebnis istf fesfzusfellen :

Von seiten der Brüdergemeine werden Ein -
Wwendungen gegen die Errichtung einer evang .
Kirchengemeinde nichf erhoben . Ein eigenes
geisfliches Amf für die Evang . Kirchengemeinde
Königsfeld wird nichf errichfet . Die Brüderge -
meine ist wie seit 1036 bereit , auf Grund vertrag -
licher Vereinbarungen ihren Prediger für die Be -
dienung der landeskirchlichen Evangelischen
zur Verfügung zu stellen . Die Versorgung der
landeskirchlichen Evangelischen erfordert in -
sofern eine weifere Ausgesfaltung , als der
Prediger der Brüdergemeine mit Zustimmung
der Direktion der Europäisch - fesfländischen Brü -
derunität in Bad Boll bereit ist , jeden Monat
einen Gottesdienst nach der landeskirchlichen
Ordnung in der Amtstrachf der landeskirch -
lichen Pfarrer zu halten und den landeskirch -
lichen Evangelischen die Möglichkeif zu geben ,
nach der Ordnung der Landeskirche das Abend -
mahl zu empfangen . Der Prediger der Brüder -
gemeine istf bereif , Mifglied der Landeskirche zu
Wwerden und ist damitf auch rechflich in der Lage ,
den Vorsifz in dem neu zu bildenden Kirchen -
gemeinderat zu übernehmen . Für die landeskirch -
lichen Evangelischen werden eigene Kirchen -
bücher geführt . Es ist ohne weiferes einleuch -
tend , daß durch diese weitere Ausgesfaltung
des Dienstes an der landeskirchlichen Ge -
meinde der Prediger mehr als bisher in An -

spruch genommen wird . Die Brüderunitäf hat
daher gebeten , den Jahresbeifrag von 1000 DM
auf 3500 DM zu erhöhen , denn sie wird voraus -
sichtlich genötigt sein , neben dem jetzt vor -
handenen brüdergemeinlichen Pfarrer Gärfner
einen Hilfsgeisflichen einzusfellen . In der Ver -
sammlung der landeskirchlichen Evangelischen ,
die sehr guf besucht war , wurde schliehlich der
Befriedigung Ausdruck gegeben , daß es nach
anfänglichen Schwierigkeifen , die sich anschei -
nend bei Bekanntwerden der neu zu gesfalfen -
den Verhältnisse ergeben haben , nun gelungen
sei , die Verhälfnisse in einer wohl für beide Teile
befriedigenden Weise zu lösen . Nach dem Ver -
lauf der Versammlung konnte man den Eindruck
gewinnen , daß sich doch ein gewisses Ge -
meindebewußtsein in Königsfeld gebildef hat ,
das lefzflich die rechfliche Ausgesfaltung der
Gemeinde zu einer Kirchengemeinde rechfferfi -
gen dürfte .

In § 1 des Gesefzes isf die Errichtung der
Kirchengemeinde ,zu der die Staafsgenehmigung
Vorliegt , ausgesprochen .

In 8 2 ist in Abs . 1 festgelegt , daß die nach
FErrichtung der Kirchengemeinde zu wählenden
Reltesten nicht etwa 6 Jahre , sondern nur so -
lange im Amfe bleiben , als die allgemeine Amfs -
zeif der Aeltesten in unseren landeskirchlichen
Gemeinden dauerf , d. h. bis zum Jahre 1053 .

In Abs . 2 mußfe ausdrücklich gesagt werden ,
daß Mitglied des Gemeindewahlausschusses der
Prediger der Brüdergemeine ist , um jeden recht -
lichen Zweifel an seiner Qualifizierung azu diesem
Amt auszuschliehen .
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